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Synopse Änderung LVwVfG, LVwZG und KomWG 2024 

 

Norm Alte Fassung LVwVfG Neue Fassung LVwVfG 
§ 2 Abs. 3 
Nr. 1 

(3) Für die Tätigkeit 

1. der Gerichtsverwaltungen und der Behörden der Justizverwaltung 
einschließlich der ihrer Aufsicht unterliegenden Körperschaften des 
öffentlichen Rechts gilt dieses Gesetz nur, soweit die Tätigkeit der 
Nachprüfung im Verfahren vor den Gerichten der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit unterliegt; 

 

(3) Für die Tätigkeit 

1. der Gerichtsverwaltungen und der Behörden der Justizverwaltung 
einschließlich der ihrer Aufsicht unterliegenden Körperschaften des 
öffentlichen Rechts gilt dieses Gesetz nur, soweit die Tätigkeit der 
Nachprüfung durch die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit oder 
durch die in verwaltungsrechtlichen Anwalts-, Patentanwalts- und 
Notarsachen zuständigen Gerichte unterliegt; 

 
§ 3a § 3 a 

Elektronische Kommunikation 

(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der 
Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet. Für elektronische Dokumente an 
Behörden, die verschlüsselt oder signiert sind oder sonstige besondere 
technische Merkmale aufweisen, ist ein Zugang nur eröffnet, soweit dies 
ausdrücklich von der Behörde festgelegt oder im Einzelfall zwischen Behörde 
und Absender vereinbart wurde. 

(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht 
durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische 
Form ersetzt werden. Der elektronischen Form genügt ein elektronisches 
Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist. 
Die Signierung mit einem Pseudonym, das die Identifizierung der Person des 
Signaturschlüsselinhabers nicht unmittelbar durch die Behörde ermöglicht, ist 
nicht zulässig. Die Schriftform kann auch ersetzt werden 

1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen 
Formular, das von der Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich 
zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird; 

 
2. bei Anträgen und Anzeigen durch Versendung eines elektronischen 

Dokuments an die Behörde mit der Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-
Mail-Gesetzes; 
 

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen 
Dokumenten der Behörden durch Versendung einer De-Mail-Nachricht 

§ 3 a 
Elektronische Kommunikation 

(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der 
Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet. Für elektronische Dokumente an 
Behörden, die verschlüsselt oder signiert sind oder sonstige besondere 
technische Merkmale aufweisen, ist ein Zugang nur eröffnet, soweit dies 
ausdrücklich von der Behörde festgelegt oder im Einzelfall zwischen Behörde 
und Absender vereinbart wurde. 

(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht 
durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische 
Form ersetzt werden. Der elektronischen Form genügt ein elektronisches 
Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist. 
Die Signierung mit einem Pseudonym, das die Identifizierung der Person des 
Signaturschlüsselinhabers nicht unmittelbar durch die Behörde ermöglicht, ist 
nicht zulässig. Die Schriftform kann auch ersetzt werden 

1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen 
Formular, das von der Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich 
zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird; 

 
2. bei Anträgen und Anzeigen durch Versendung eines elektronischen 

Dokuments an die Behörde mit der Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-
Mail-Gesetzes; 
 

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen 
Dokumenten der Behörden durch Versendung einer De-Mail-Nachricht 
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nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung des 
akkreditierten Diensteanbieters die erlassende Behörde als Nutzerin des 
De-Mail-Kontos erkennen lässt; 

 
4. durch in einer auf Grund von § 3a Absatz 2 Satz 4 Nummer 4 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes von der Bundesregierung erlassenen 
Rechtsverordnung festgelegte Verfahren. 

In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss bei einer Eingabe über öffentlich 
zugängliche Netze ein sicherer Identitätsnachweis nach § 18 des 
Personalausweisgesetzes, § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen. 

(3) Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur 
Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für 
sie geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit. Macht ein 
Empfänger geltend, er könne das von der Behörde übermittelte elektronische 
Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihm erneut in einem geeigneten 
elektronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln. 

(4) Erfolgt eine Antragstellung in elektronischer Form, kann die zuständige 
Behörde Mehrfertigungen sowie die Übermittlung der dem Antrag 
beizufügenden Unterlagen auch in schriftlicher Form verlangen. 

nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung des 
akkreditierten Diensteanbieters die erlassende Behörde als Nutzerin des 
De-Mail-Kontos erkennen lässt; 

 
4. durch in einer auf Grund von § 3a Absatz 2 Satz 4 Nummer 4 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes von der Bundesregierung erlassenen 
Rechtsverordnung festgelegte Verfahren. 

In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss bei einer Eingabe über öffentlich 
zugängliche Netze ein sicherer Identitätsnachweis nach § 18 des 
Personalausweisgesetzes, § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen. 

(3) Die Schriftform kann auch ersetzt werden 

1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen 
Formular, das von der Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich 
zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird; bei einer Eingabe über 
öffentlich zugängliche Netze muss ein elektronischer Identitätsnachweis 
nach § 18 des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des eID-Karte-
Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen; 
 

2. durch Übermittlung einer von dem Erklärenden elektronisch signierten 
Erklärung an die Behörde 
 
a) aus einem besonderen elektronischen Anwaltspostfach nach den 

§§ 31a und 31b der Bundesrechtsanwaltsordnung oder aus einem 
entsprechenden, auf gesetzlicher Grundlage errichteten 
elektronischen Postfach; 
 

b) aus einem elektronischen Postfach einer Behörde oder einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts, das nach Durchführung 
eines Identifizierungsverfahrens nach den Regelungen der auf Grund 
des § 130a Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung erlassenen 
Rechtsverordnung eingerichtet wurde; 
 

c) aus einem elektronischen Postfach einer natürlichen oder juristischen 
Person oder einer sonstigen Vereinigung, das nach Durchführung 
eines Identifizierungsverfahrens nach den Regelungen der auf Grund 
des § 130a Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung erlassenen 
Rechtsverordnung eingerichtet wurde;  
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d) mit der Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes; 
 

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen 
Dokumenten der Behörde, 
 
a) indem diese mit dem qualifizierten elektronischen Siegel der Behörde 

versehen werden; 
 

b) durch Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 Absatz 5 des De-
Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung des akkreditierten 
Diensteanbieters die erlassende Behörde als Nutzer des De-Mail-
Kontos erkennen lässt. 

(4) Erfolgt eine Antragstellung in elektronischer Form, kann die zuständige 
Behörde Mehrfertigungen sowie die Übermittlung der dem Antrag 
beizufügenden Unterlagen auch in schriftlicher Form verlangen.  

(4) Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur 
Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für 
sie geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit. Macht ein 
Empfänger geltend, er könne das von der Behörde übermittelte elektronische 
Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihm erneut in einem geeigneten 
elektronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln. 

(5) Ermöglicht die Behörde die unmittelbare Abgabe einer Erklärung in einem 
elektronischen Formular, das von der Behörde in einem Eingabegerät oder 
über öffentlich zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird, so hat sie dem 
Erklärenden vor Abgabe der Erklärung Gelegenheit zu geben, die gesamte 
Erklärung auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen. Nach der Abgabe ist 
dem Erklärenden eine Kopie der Erklärung zur Verfügung zu stellen. 

§ 12 Abs. 2 (2) Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs den Gegenstand des Verfahrens, so ist ein geschäftsfähiger 
Betreuter nur insoweit zur Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig, als er 
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ohne Einwilligung des 
Betreuers handeln kann oder durch Vorschriften des öffentlichen Rechts als 
handlungsfähig anerkannt ist. 

(2) Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1825 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs den Gegenstand des Verfahrens, so ist ein geschäftsfähiger 
Betreuter nur insoweit zur Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig, als er 
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ohne Einwilligung des 
Betreuers handeln kann oder durch Vorschriften des öffentlichen Rechts als 
handlungsfähig anerkannt ist. 

§ 15  § 15 
Bestellung eines Empfangsbevollmächtigten 

Ein Beteiligter ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder 
Geschäftsleitung im Inland hat der Behörde auf Verlangen innerhalb einer 
angemessenen Frist einen Empfangsbevollmächtigten im Inland zu benennen. 

§ 15 
Bestellung eines Empfangsbevollmächtigten 

Ein Beteiligter ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder 
Geschäftsleitung im Inland hat der Behörde auf Verlangen innerhalb einer 
angemessenen Frist einen Empfangsbevollmächtigten im Inland zu benennen. 
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Unterlässt er dies, gilt ein an ihn gerichtetes Schriftstück am siebenten Tag 
nach der Aufgabe zur Post und ein elektronisch übermitteltes Dokument am 
dritten Tag nach Absendung als zugegangen. Dies gilt nicht, wenn feststeht, 
dass das Dokument den Empfänger nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 
erreicht hat. Auf die Rechtsfolgen der Unterlassung ist der Beteiligte 
hinzuweisen. 

Unterlässt er dies, gilt ein an ihn gerichtetes Schriftstück am siebenten Tag 
nach der Aufgabe zur Post und ein elektronisch übermitteltes Dokument am 
vierten Tag nach Absendung als zugegangen. Dies gilt nicht, wenn feststeht, 
dass das Dokument den Empfänger nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 
erreicht hat. Auf die Rechtsfolgen der Unterlassung ist der Beteiligte 
hinzuweisen. 

§ 16 Abs. 3 (3) Der Vertreter hat gegen den Rechtsträger der Behörde, die um seine 
Bestellung ersucht hat, Anspruch auf eine angemessene Vergütung und auf 
die Erstattung seiner baren Auslagen. Die Behörde kann von dem 
Vertretenden Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen. Sie bestimmt die 
Vergütung und stellt die Auslagen und Aufwendungen fest. 

(3) Der Vertreter hat gegen den Rechtsträger der Behörde, die um seine 
Bestellung ersucht hat, Anspruch auf eine angemessene Vergütung und auf 
die Erstattung seiner baren Auslagen. Die Behörde kann von dem 
Vertretenden Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen. Sie bestimmt die 
Vergütung und stellt die Auslagen und Aufwendungen fest. 

§ 27 Abs. 2 
S. 1 

(2) Wird die Versicherung an Eides statt von einer Behörde zur Niederschrift 
aufgenommen, so sind zur Aufnahme nur der Behördenleiter, sein allgemeiner 
Vertreter sowie Angehörige des öffentlichen Dienstes befugt, welche die 
Befähigung zum Richteramt haben oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 
1 des Deutschen Richtergesetzes erfüllen. Andere Angehörige des öffentlichen 
Dienstes kann der Behördenleiter oder sein allgemeiner Vertreter hierzu 
allgemein oder im Einzelfall schriftlich ermächtigen. 

(2) Wird die Versicherung an Eides statt von einer Behörde zur Niederschrift 
aufgenommen, so sind zur Aufnahme nur der Behördenleiter, sein allgemeiner 
Vertreter sowie Angehörige des öffentlichen Dienstes befugt, welche die 
Befähigung zum Richteramt haben oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 
1 des Deutschen Richtergesetzes erfüllen. Andere Angehörige des öffentlichen 
Dienstes kann der Behördenleiter oder sein allgemeiner Vertreter hierzu 
allgemein oder im Einzelfall schriftlich ermächtigen. 

§§ 27a bis 27c § 27a 
Öffentliche Bekanntmachung im Internet 

(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine öffentliche oder ortsübliche 
Bekanntmachung angeordnet, soll die Behörde deren Inhalt zusätzlich im 
Internet veröffentlichen. Dies wird dadurch bewirkt, dass der Inhalt der 
Bekanntmachung auf einer Internetseite der Behörde oder ihres 
Verwaltungsträgers zugänglich gemacht wird. Bezieht sich die 
Bekanntmachung auf zur Einsicht auszulegende Unterlagen, sollen auch diese 
über das Internet zugänglich gemacht werden. Soweit durch Rechtsvorschrift 
nichts anderes geregelt ist, ist der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten 
Unterlagen maßgeblich. 

(2) In der öffentlichen oder ortsüblichen Bekanntmachung ist die Internetseite 
anzugeben. 

§ 27a 
Bekanntmachung im Internet 

(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine öffentliche oder ortsübliche 
Bekanntmachung angeordnet, so ist diese dadurch zu bewirken, dass der 
Inhalt der Bekanntmachung auch auf einer Internetseite der Behörde oder 
ihres Verwaltungsträgers zugänglich gemacht wird. Soweit durch 
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, ist für die Einhaltung einer 
vorgeschriebenen Frist die Zugänglichmachung im Internet nach Satz 1 
maßgeblich. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine Zugänglichmachung im Internet, 
insbesondere aus technischen Gründen, nicht möglich ist. 
 

§ 27b 
Zugänglichmachung auszulegender Dokumente 

 
(1) Ist durch Rechtsvorschrift die Auslegung von Dokumenten zur Einsicht 
angeordnet, so ist sie dadurch zu bewirken, dass die Dokumente zugänglich 
gemacht werden 
 
1. auf einer Internetseite der für die Auslegung zuständigen Behörde oder 

ihres Verwaltungsträgers und 
 

2. auf mindestens eine andere Weise. 
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Ist eine Veröffentlichung der auszulegenden Unterlagen im Internet, 
insbesondere aus technischen Gründen, nicht möglich, so wird die 
angeordnete Auslegung zur Einsicht durch die andere Zugangsmöglichkeit 
nach Satz 1 Nummer 2 bewirkt. 
 
(2) In der Bekanntmachung der Auslegung sind anzugeben 
 
1. der Zeitraum der Auslegung, 

 
2. die Internetseite, auf der die Zugänglichmachung erfolgt, sowie 

 
3. Art und Ort der anderen Zugangsmöglichkeit. 
  
(3) Die Behörde kann verlangen, dass die Dokumente, die für die Auslegung 
einzureichen sind, in einem verkehrsüblichen elektronischen Format 
eingereicht werden. 
 
(4) Sind in den auszulegenden Dokumenten Geheimnisse, insbesondere zum 
persönlichen Lebensbereich gehörende Geheimnisse sowie Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, enthalten, so ist derjenige, der diese Dokumente 
einreichen muss, verpflichtet, 
 
1. diese Geheimnisse zu kennzeichnen und 

 
2. der Behörde zum Zwecke der Auslegung zusätzlich eine Darstellung 

vorzulegen, die den Inhalt der betreffenden Teile der Dokumente ohne 
Preisgabe der Geheimnisse beschreibt. 

 
§ 27c 

Erörterung mit Verfahrensbeteiligten oder der Öffentlichkeit 
 
(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine Erörterung, insbesondere ein 
Erörterungstermin, eine mündliche Verhandlung oder eine Antragskonferenz 
angeordnet, kann sie ersetzt werden 
 
1. durch eine Onlinekonsultation oder 

 
2. mit Einwilligung der zur Teilnahme Berechtigten durch eine Video- oder 

Telefonkonferenz. 
 
(2) Bei einer Onlinekonsultation ist den zur Teilnahme Berechtigten innerhalb 
einer vorher bekannt zu machenden Frist Gelegenheit zu geben, sich 
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schriftlich oder elektronisch zu äußern. Die Frist soll mindestens eine Woche 
betragen. Werden für die Onlinekonsultation Informationen zur Verfügung 
gestellt, so gilt § 27b Absatz 4 entsprechend. 
 
(3) Sonstige Regelungen, die die Durchführung einer Erörterung nach Absatz 1 
betreffen, bleiben unberührt. 

§ 33 Abs. 4 
Nr. 4 lit. b 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Beglaubigung von […] 

4. elektronischen Dokumenten, […] 

b) die ein anderes technisches Format als das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur verbundene Ausgangsdokument erhalten 
haben. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Beglaubigung von […] 

4. elektronischen Dokumenten, […] 

b) die ein anderes technisches Format als das Ausgangsdokument, das 
verbunden ist mit einer qualifizierten elektronischen Signatur oder 
einem qualifizierten elektronischen Siegel einer Behörde, erhalten 
haben. 

§ 33 Abs. 5 (5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 
3 Satz 2 bei der Beglaubigung 
 
1. des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments, das mit einer 

qualifizierten elektronischen Signatur verbunden ist, die Feststellungen 
enthalten, 

 
a) wen die Signaturprüfung als Inhaber der Signatur ausweist, 

 
b) welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für die Anbringung der 

Signatur ausweist und 
 

c) welche Zertifikate mit welchen Daten dieser Signatur zugrunde lagen; 
 

2. eines elektronischen Dokuments den Namen des für die Beglaubigung 
zuständigen Bediensteten und die Bezeichnung der Behörde, die die 
Beglaubigung vornimmt, enthalten; die Unterschrift des für die 
Beglaubigung zuständigen Bediensteten und das Dienstsiegel nach 
Absatz 3 Satz 2 Nr. 4 werden durch eine dauerhaft überprüfbare 
qualifizierte elektronische Signatur ersetzt. 

 
Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes technisches Format als 
das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur verbundene 
Ausgangsdokument erhalten hat, nach Satz 1 Nr. 2 beglaubigt, muss der 
Beglaubigungsvermerk zusätzlich die Feststellungen nach Satz 1 Nr. 1 für das 
Ausgangsdokument enthalten. 

(5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 
3 Satz 2 bei der Beglaubigung 
 
1. des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments, das mit einer 

qualifizierten elektronischen Signatur oder einem qualifizierten 
elektronischen Siegel einer Behörde verbunden ist, die Feststellungen 
enthalten, 

 
a) wen die Signaturprüfung als Inhaber der Signatur ausweist oder 

welche Behörde die Signaturprüfung als Inhaber des Siegels 
ausweist, 

 
b) welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für die Anbringung der 

Signatur oder des Siegels ausweist und 
 

c) welche Zertifikate mit welchen Daten dieser Signatur oder diesem 
Siegel zu Grunde lagen; 
 

2. eines elektronischen Dokuments den Namen des für die Beglaubigung 
zuständigen Bediensteten und die Bezeichnung der Behörde, die die 
Beglaubigung vornimmt, enthalten; die Unterschrift des für die 
Beglaubigung zuständigen Bediensteten und das Dienstsiegel nach 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 4 werden durch eine dauerhaft überprüfbare 
qualifizierte elektronische Signatur oder durch ein dauerhaft überprüfbares 
qualifiziertes elektronisches Siegel der Behörde ersetzt. 

 
Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes technisches Format 
erhalten hat als das Ausgangsdokument, das mit einer qualifizierten 
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elektronischen Signatur oder mit einem qualifizierten elektronischen Siegel 
einer Behörde verbunden ist, nach Satz 1 Nummer 2 beglaubigt, so muss der 
Beglaubigungsvermerk zusätzlich die Feststellungen nach Satz 1 Nummer 1 
für das Ausgangsdokument enthalten. 

§ 37 Abs. 2 bis 
4 

(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer 
Weise erlassen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder 
elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und 
der Betroffene dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer Verwaltungsakt 
ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestätigen; § 3 a Abs. 2 
findet insoweit keine Anwendung. 
 
(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende 
Behörde erkennen lassen und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe 
des Behördenleiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten enthalten. 
Wird für einen Verwaltungsakt, für den durch Rechtsvorschrift die Schriftform 
angeordnet ist, die elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur 
zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes 
Attributzertifikat die erlassende Behörde erkennen lassen. Im Fall des § 3a 
Absatz 2 Satz 4 Nummer 3 muss die Bestätigung nach § 5 Absatz 5 des De-
Mail-Gesetzes die erlassende Behörde als Nutzerin des De-Mail-Kontos 
erkennen lassen. 
 
(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 3 a Abs. 2 erforderliche 
Signatur durch Rechtsvorschrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben 
werden. 

(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer 
Weise erlassen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder 
elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und 
der Betroffene dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer Verwaltungsakt 
ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestätigen; § 3 a Absatz 2 
und 3 findet insoweit keine Anwendung. 
 
(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende 
Behörde erkennen lassen und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe 
des Behördenleiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten enthalten. 
Wird für einen Verwaltungsakt, für den durch Rechtsvorschrift die Schriftform 
angeordnet ist, die elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur 
zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes 
Attributzertifikat die erlassende Behörde erkennen lassen. Im Fall des § 3a 
Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe b muss die Bestätigung nach § 5 Absatz 5 des 
De-Mail-Gesetzes die erlassende Behörde als Nutzerin des De-Mail-Kontos 
erkennen lassen. 
 
(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 3 a Absatz 2 erforderliche 
Signatur oder für das nach § 3a Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe a erforderliche 
Siegel durch Rechtsvorschrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben 
werden. 

§ 41 Absatz 2  (2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der im Inland durch die Post übermittelt 
wird, gilt am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Ein 
Verwaltungsakt, der im Inland oder in das Ausland elektronisch übermittelt 
wird, gilt am dritten Tag nach der Absendung als bekannt gegeben. Dies gilt 
nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 
zugegangen ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang des Verwaltungsaktes 
und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen. 

(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der im Inland durch die Post übermittelt 
wird, gilt am vierten Tag nach der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Ein 
Verwaltungsakt, der im Inland oder in das Ausland elektronisch übermittelt 
wird, gilt am vierten Tag nach der Absendung als bekannt gegeben. Dies gilt 
nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 
zugegangen ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang des Verwaltungsaktes 
und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen. 

§ 44 Abs. 1 (1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders 
schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei verständiger Würdigung aller in 
Betracht kommenden Umstände offenkundig ist. 

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders 
schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei verständiger Würdigung aller in 
Betracht kommenden Umstände offensichtlich ist. 

§ 61 Abs. 1 
S. 2 

Die Behörde muss hierbei von dem Behördenleiter, seinem allgemeinen 
Vertreter oder einem Angehörigen des öffentlichen Dienstes, der die 
Befähigung zum Richteramt hat oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 
des Deutschen Richtergesetzes erfüllt, vertreten werden. 

Die Behörde muss hierbei von dem Behördenleiter, seinem allgemeinen 
Vertreter oder einem Angehörigen des öffentlichen Dienstes, der die 
Befähigung zum Richteramt hat oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 
des Deutschen Richtergesetzes erfüllt, vertreten werden. 

§ 65 Abs. 5 (5) Ein Ersuchen nach Absatz 2 oder 3 an das Gericht darf nur von dem 
Behördenleiter, seinem allgemeinen Vertreter oder einem Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes gestellt werden, der die Befähigung zum Richteramt hat 

(5) Ein Ersuchen nach Absatz 2 oder 3 an das Gericht darf nur von dem 
Behördenleiter, seinem allgemeinen Vertreter oder einem Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes gestellt werden, der die Befähigung zum Richteramt hat 
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oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes 
erfüllt. 

oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes 
erfüllt. 

§ 73 Abs. 1 
S. 2 

[…] Der Plan besteht aus den Zeichnungen und Erläuterungen, die das 
Vorhaben, seinen Anlass, die von dem Vorhaben betroffenen Grundstücke und 
Anlagen sowie Namen und gegenwärtige Anschriften der betroffenen 
Eigentümer erkennen lassen; Grundstückseigentümer dürfen dabei nach dem 
Grundbuch bezeichnet werden, soweit dem Träger des Vorhabens nicht 
dessen Unrichtigkeit bekannt ist. 

[…] Der Plan besteht aus den Zeichnungen und Erläuterungen, die das 
Vorhaben, seinen Anlass und die von dem Vorhaben betroffenen Grundstücke 
und Anlagen erkennen lassen. Neben dem Plan hat der Träger des Vorhabens 
der Anhörungsbehörde eine Unterlage einzureichen, aus der sich Namen und 
gegenwärtige Anschriften der durch das Vorhaben betroffenen 
Grundstückseigentümer entnehmen lassen. 

§ 73 Abs. 2 (2) Innerhalb eines Monats nach Zugang des vollständigen Plans fordert die 
Anhörungsbehörde die Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben 
berührt wird, zur Stellungnahme auf und veranlasst, dass der Plan in den 
Gemeinden, in denen sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, 
ausgelegt wird. 

(2) Innerhalb eines Monats nach Zugang des vollständigen Plans fordert die 
Anhörungsbehörde die Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben 
berührt wird, zur Stellungnahme auf und veranlasst, dass der Plan in den 
Gemeinden, in denen sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, nach 
§ 27b ausgelegt wird. 

§ 73 Abs. 3 (3) Die Gemeinden nach Absatz 2 haben den Plan innerhalb von drei Wochen 
nach Zugang für die Dauer eines Monats zur Einsicht auszulegen. Auf eine 
Auslegung kann verzichtet werden, wenn der Kreis der Betroffenen und die 
Vereinigungen nach Absatz 4 Satz 5 bekannt sind und ihnen innerhalb 
angemessener Frist Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen. 

(3) Die Gemeinden nach Absatz 2 haben den Plan innerhalb von drei Wochen 
nach Zugang für die Dauer eines Monats zur Einsicht auszulegen. Die 
Anhörungsbehörde bestimmt, in welcher der Gemeinden nach Absatz 2 eine 
andere Zugangsmöglichkeit nach § 27b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zur 
Verfügung zu stellen ist und legt im Benehmen mit der jeweiligen Gemeinde 
die Zugangsmöglichkeit fest. Auf eine Auslegung kann verzichtet werden, 
wenn der Kreis der Betroffenen und die Vereinigungen nach Absatz 4 Satz 5 
bekannt sind und ihnen innerhalb angemessener Frist Gelegenheit gegeben 
wird, den Plan einzusehen. 

§ 73 Abs. 4 
S. 1 und 2 

(4) Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Anhörungsbehörde oder bei der Gemeinde Einwendungen gegen den Plan 
erheben. Im Falle des Absatzes 3 Satz 2 bestimmt die Anhörungsbehörde die 
Einwendungsfrist. […] 

(4) Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Anhörungsbehörde oder bei einer Gemeinde nach Absatz 2 Einwendungen 
gegen den Plan erheben. Im Falle des Absatzes 3 Satz 3 bestimmt die 
Anhörungsbehörde die Einwendungsfrist. […] 

§ 73 Abs. 5 
S. 1 

(5) Die Gemeinden, in denen der Plan auszulegen ist, haben die Auslegung 
vorher ortsüblich bekannt zu machen. […] 

(5) Die Gemeinden nach Absatz 2, in denen der Plan auszulegen ist, haben 
die Auslegung vorher ortsüblich bekannt zu machen. […] 

§ 74 Abs. 4 (4) Der Planfeststellungsbeschluss ist dem Träger des Vorhabens, denjenigen, 
über deren Einwendungen entschieden worden ist, und den Vereinigungen, 
über deren Stellungnahmen entschieden worden ist, zuzustellen. Eine 
Ausfertigung des Beschlusses ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung, einem 
Hinweis entsprechend § 69 Abs. 2 Satz 4 und einer Ausfertigung des 
festgestellten Plans in den Gemeinden zwei Wochen zur Einsicht auszulegen; 
der Ort und die Zeit der Auslegung sind ortsüblich bekannt zu machen. Mit 
dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss gegenüber den übrigen 
Betroffenen als zugestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. § 73 
Abs. 10 gilt entsprechend. 

(4) Der Planfeststellungsbeschluss ist dem Träger des Vorhabens, denjenigen, 
über deren Einwendungen entschieden worden ist, und den Vereinigungen, 
über deren Stellungnahmen entschieden worden ist, zuzustellen. Eine 
Ausfertigung des Beschlusses ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung, einem 
Hinweis entsprechend § 69 Abs. 2 Satz 4 und einer Ausfertigung des 
festgestellten Plans in den Gemeinden zwei Wochen zur Einsicht auszulegen; 
die Auslegung ist ortsüblich bekannt zu machen. Die Planfeststellungsbehörde 
bestimmt, in welcher Gemeinde eine andere Zugangsmöglichkeit nach § 27b 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zur Verfügung zu stellen ist und legt im Benehmen 
mit der jeweiligen Gemeinde die Zugangsmöglichkeit fest. 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss gegenüber den übrigen 
Betroffenen als zugestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. § 73 
Abs. 10 gilt entsprechend. 

§ 102b - § 102b 



9 
 

Übergangsregelungen für die Durchführung von Verwaltungsverfahren 
 
(1) Auf alle vor dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] 
begonnenen, aber nicht abgeschlossenen Verwaltungsverfahren sind dieses 
Gesetz in der bis zum [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten des 
Gesetzes] geltenden Fassung und das Planungssicherstellungsgesetz weiter 
anzuwenden. Dies gilt nicht für § 3a. 
 
(2) Auf alle ab dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] 
begonnenen Verwaltungsverfahren ist das Planungssicherstellungsgesetz 
nicht anzuwenden. 

   
Norm Alte Fassung LVwZG Neue Fassung LVwZG 
§ 4 Abs. 2 S. 2 Im Übrigen gilt das Dokument am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als 

zugestellt, es sei denn, das es nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 
zugegangen ist. 

Im Übrigen gilt das Dokument am vierten Tag nach der Aufgabe zur Post als 
zugestellt, es sei denn, das es nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 
zugegangen ist. 

§ 5 Abs. 7 S. 2 Ein elektronisches Dokument gilt in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 Halbsatz 
2 am dritten Tag nach der Absendung an den vom Empfänger hierfür 
eröffneten Zugang als zugestellt, wenn der Behörde nicht spätestens an 
diesem Tag ein Empfangsbekenntnis nach Satz 1 zugeht. 

Ein elektronisches Dokument gilt in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 Halbsatz 
2 am vierten Tag nach der Absendung an den vom Empfänger hierfür 
eröffneten Zugang als zugestellt, wenn der Behörde nicht spätestens an 
diesem Tag ein Empfangsbekenntnis nach Satz 1 zugeht. 

§ 5a Abs. 4 S. 
1 

Ein elektronisches Dokument gilt in den Fällen des § 5 Absatz 5 Satz 1 
Halbsatz 2 am dritten Tag nach der Absendung an das De-Mail-Postfach des 
Empfängers als zugestellt, wenn er dieses Postfach als Zugang eröffnet hat 
und der Behörde nicht spätestens an diesem Tag eine elektronische 
Abholbestätigung nach § 5 Absatz 9 des De-Mail-Gesetzes zugeht. 

Ein elektronisches Dokument gilt in den Fällen des § 5 Absatz 5 Satz 1 
Halbsatz 2 am vierten Tag nach der Absendung an das De-Mail-Postfach des 
Empfängers als zugestellt, wenn er dieses Postfach als Zugang eröffnet hat 
und der Behörde nicht spätestens an diesem Tag eine elektronische 
Abholbestätigung nach § 5 Absatz 9 des De-Mail-Gesetzes zugeht. 

 
Norm Alte Fassung KomWG Neue Fassung KomWG 
§ 31 Abs. 1 (1) Gegen die Wahl kann binnen einer Woche nach der öffentlichen 

Bekanntmachung des Wahlergebnisses von jedem Wahlberechtigten und von 
jedem Bewerber Einspruch bei der Rechtsaufsichtsbehörde erhoben werden. 
Der Einspruch ist schriftlich, in elektronischer Form nach § 3a Absatz 2 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes oder zur Niederschrift bei der 
Rechtsaufsichtsbehörde zu erheben. Nach Ablauf der Einspruchsfrist können 
weitere Einspruchsgründe nicht mehr geltend gemacht werden. Der Einspruch 
eines Wahlberechtigten und eines Bewerbers, der nicht die Verletzung seiner 
Rechte geltend macht, ist nur zulässig, wenn ihm 1 vom Hundert der 
Wahlberechtigten, mindestens jedoch fünf Wahlberechtigte, bei mehr als 10 
000 Wahlberechtigten mindestens 100 Wahlberechtigte beitreten. 

(1) Gegen die Wahl kann binnen einer Woche nach der öffentlichen 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses von jedem Wahlberechtigten und von 
jedem Bewerber Einspruch bei der Rechtsaufsichtsbehörde erhoben werden. 
Der Einspruch ist schriftlich, in elektronischer Form nach § 3a Absatz 2 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend nach § 3a Absatz 
3 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes oder zur Niederschrift bei der 
Rechtsaufsichtsbehörde zu erheben. Nach Ablauf der Einspruchsfrist können 
weitere Einspruchsgründe nicht mehr geltend gemacht werden. Der Einspruch 
eines Wahlberechtigten und eines Bewerbers, der nicht die Verletzung seiner 
Rechte geltend macht, ist nur zulässig, wenn ihm 1 vom Hundert der 
Wahlberechtigten, mindestens jedoch fünf Wahlberechtigte, bei mehr als 10 
000 Wahlberechtigten mindestens 100 Wahlberechtigte beitreten. 
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